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Synopse der zur Bestandsdatenauskunft  

existierenden Regelungen und Regelungsentwürfen aus den TKG und TMG-Entwürfen. 

Die zu erwartende Reihenfolge ist, dass zuerst das Gesetz zur Anpassung der Regelungen über die Bestandsdatenauskunft an die Vorgaben aus der Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts vom 27. Mai 2020 in Kraft tritt und erst danach werden die Regelungen des TMG in das TTDSG verschoben.  

Telekommunikationsgesetz 
(TKG)1 
Stand: 19.06.2020 

Artikel 13 des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Anpassung der 
Regelungen über die Be-
standsdatenauskunft an die 
Vorgaben aus der Entschei-
dung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 27. Mai 2020 – 
Änderung des TKG2 
Stand: 15.12.2020 

Artikel 6 des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus und der 
Hasskriminalität 
Änderung des TMG3 
Stand: 18 Juni 2020 

Referenten Entwurf des 
TTDSG4 
Stand: 14.7.2020 

Artikel 12 des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Anpassung der 
Regelungen über die Be-
standsdatenauskunft an die 
Vorgaben aus der Entschei-
dung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 27. Mai 2020 – 
Änderung des TMG2 

Stand: 15.12.2020 

§ 113 Manuelles Auskunfts-
verfahren 

§ 113 Manuelles Auskunfts-
verfahren 

§ 15a Auskunftsverfahren bei 
Bestands- und Nutzungsdaten 

§ 23 Auskunftsverfahren § 15a Auskunftsverfahren bei 
Bestands- und Nutzungsdaten 

(1) Wer geschäftsmäßig Tele-

kommunikationsdienste er-

bringt oder daran mitwirkt, 
darf nach Maßgabe des Absat-

zes 2 die nach den §§ 95 und 

111 erhobenen Daten nach 

Maßgabe dieser Vorschrift zur 

Erfüllung von Auskunftspflich-

ten gegenüber den in Absatz 3 

genannten Stellen verwenden. 

Dies gilt auch für Daten, mit-

tels derer der Zugriff auf End-

geräte oder auf 

(1) Wer geschäftsmäßig Tele-

kommunikationsdienste er-

bringt oder daran mitwirkt, 
darf nach Maßgabe des Absat-

zes 2 die nach den §§ 95 und 

111 erhobenen Daten nach 

Maßgabe dieser Vorschrift zur 

Erfüllung von Auskunftspflich-

ten gegenüber den in Absatz 3 

genannten Stellen verwenden. 

Dies gilt auch für Daten, mit-

tels derer der Zugriff auf End-

geräte oder auf 

(1) Wer geschäftsmäßig Tele-

mediendienste erbringt, daran 

mitwirkt oder den Zugang zur 
Nutzung daran vermittelt, darf 

die nach § 14 Absatz 1 erhobe-

nen Bestandsdaten und die 

nach § 15 Absatz 1 erhobenen 

Nutzungsdaten nach Maßgabe 

dieser Vorschrift zur Erfüllung 

von Auskunftspflichten gegen-

über den in Absatz 3 genann-

ten Stellen verwenden. Dies 

gilt nicht für Passwörter und 

(1) Wer geschäftsmäßig Tele-

mediendienste erbringt, daran 

mitwirkt oder den Zugang zur 
Nutzung daran vermittelt, darf 

die nach zu diesem Zweck er-

hobenen personenbezogenen 

Daten nach Maßgabe dieser 

Vorschrift zur Erfüllung von 

Auskunftspflichtengegenüber 

den in Absatz 3 genannten 

Stellen verwenden. Dies gilt 

nicht für Passwörter und an-

dere Daten, mittels derer der 

(1) Wer geschäftsmäßig Tele-

mediendienste erbringt, daran 

mitwirkt oder den Zugang zur 
Nutzung daran vermittelt, darf 

die nach § 14 Absatz 1 erhobe-

nen Bestandsdaten und die 

nach § 15 Absatz 1 erhobenen 

Nutzungsdaten nach Maßgabe 

dieser Vorschrift zur Erfüllung 

von Auskunftspflichten gegen-

über den in Absatz 3 genann-

ten Stellen verwenden. Dies 

gilt nicht für Passwörter oder 

 
1 Durch Beschluss des BfV vom 27. Mai 2020 (veröffentlicht 17 Juli 2020) 1 BvR 1873/13, 1 BvR 2618/13 (Bestandsdatenauskunft II) für verfassungswidrig erklärt.  
2 BT-Drs. 19/25294 (Vorabfassung) siehe: https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/252/1925294.pdf 
3 In 3. Lesung vom Bundestag am 18. Juni 2020 beschlossen; vom Bundespräsidenten wegen verfassungsrechtlicher Bedenken nicht unterzeichnet. 
4 https://www.heise.de/downloads/18/2/9/4/6/4/2/1/20200731_RefE_TTDSG_cleaned.pdf 
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Speichereinrichtungen, die in 

diesen Endgeräten oder hier-

von räumlich getrennt einge-

setzt werden, geschützt wird. 

Die in eine Auskunft aufzuneh-

menden Daten dürfen auch 

anhand einer zu einem be-

stimmten Zeitpunkt zugewie-
senen Internetprotokoll-Ad-

resse bestimmt werden; hier-

für dürfen Verkehrsdaten auch 

automatisiert ausgewertet 

werden. Für die Auskunftser-

teilung nach Satz 3 sind sämtli-

che unternehmensinternen 

Datenquellen zu berücksichti-

gen. 

Speichereinrichtungen, die in 

diesen Endgeräten oder hier-

von räumlich getrennt einge-

setzt werden, geschützt wird. 

Die in eine Auskunft aufzuneh-

menden Daten dürfen auch 

anhand einer zu einem be-

stimmten Zeitpunkt zugewie-
senen Internetprotokoll-Ad-

resse bestimmt werden; hier-

für dürfen Verkehrsdaten auch 

automatisiert ausgewertet 

werden. Für die Auskunftser-

teilung nach Satz 3 sind sämtli-

che unternehmensinternen 

Datenquellen zu berücksichti-

gen. 

andere Daten, mittels derer 

der Zugriff auf Endgeräte oder 

auf Speichereinrichtungen, die 

in diesen Endgeräten oder 

hiervon räumlich getrennt ein-

gesetzt werden, geschützt 

wird. Die in eine Auskunft auf-

zunehmenden Bestandsdaten 
dürfen auch anhand einer zu 

einem bestimmten Zeitpunkt 

zugewiesenen Internetproto-

koll-Adresse bestimmt wer-

den; hierfür dürfen Nutzungs-

daten auch automatisiert aus-

gewertet werden. Für die Aus-

kunftserteilung sind sämtliche 

unternehmensinternen Daten-

quellen zu berücksichtigen. 

Zugriff auf Endgeräte oder auf 

Speichereinrichtungen, die in 

diesen Endgeräten oder hier-

von räumlich getrennt einge-

setzt werden, geschützt wird. 

Die in eine Auskunft aufzuneh-

menden personenbezogenen 

Daten dürfen auch anhand ei-
ner zu einem bestimmten Zeit-

punkt zugewiesenen Internet-

protokoll-Adresse bestimmt 

werden; hierfür dürfen Nut-

zungsdaten auch automatisiert 

ausgewertet werden. Für die 

Auskunftserteilung sind sämtli-

che unternehmensinternen 

Datenquellen zu berücksichti-

gen. 

andere Daten, mittels derer 

der Zugriff auf Endgeräte oder 

auf Speichereinrichtungen, die 

in diesen Endgeräten oder 

hiervon räumlich getrennt ein-

gesetzt werden, geschützt 

wird. Die in eine Auskunft auf-

zunehmenden Bestandsdaten 
dürfen auch anhand einer zu 

einem bestimmten Zeitpunkt 

zugewiesenen Internetproto-

koll-Adresse bestimmt wer-

den; hierfür dürfen Nutzungs-

daten auch automatisiert aus-

gewertet werden. Für die Aus-

kunftserteilung sind sämtliche 

unternehmensinternen Daten-

quellen zu berücksichtigen. 

(2) Die Auskunft darf nur er-

teilt werden, soweit eine in 
Absatz 3 genannte Stelle dies 

in Textform im Einzelfall zum 

Zweck der Verfolgung von 

Straftaten oder Ordnungswid-

rigkeiten, zur Abwehr von Ge-

fahren für die öffentliche Si-

cherheit oder Ordnung oder 

für die Erfüllung der gesetzli-

chen Aufgaben der in Absatz 3 

Nummer 3 genannten Stellen 
unter Angabe einer gesetzli-

chen Bestimmung verlangt, die 

ihr eine Erhebung der in Ab-

satz 1 in Bezug genommenen 

Daten erlaubt; an andere 

(2) Die Auskunft darf nur er-

teilt werden nach Maßgabe 
der nachfolgenden Absätze 

und soweit die um die Aus-

kunft ersuchende Stelle dies 

im Einzelfall unter Angabe ei-

ner gesetzlichen Bestimmung 

verlangt, die ihr eine Erhebung 

der in Absatz 1 in Bezug ge-

nommenen Daten erlaubt. Das 

Auskunftsverlangen ist schrift-

lich oder elektronisch zu stel-
len. Bei Gefahr im Verzug darf 

die Auskunft auch erteilt wer-

den, wenn das Verlangen in 

anderer Form gestellt wird. In 

diesem Fall ist das Verlangen 

(2) Die Auskunft darf nur er-

teilt werden, soweit eine in 
Absatz 3 genannte Stelle dies 

unter Angabe einer gesetzli-

chen Bestimmung, die ihr eine 

Erhebung der in Absatz 1 in 

Bezug genommenen Daten er-

laubt, in Textform im Einzelfall 

verlangt und dies zu einem der 

folgenden Zwecke erforderlich 

ist: 

1. zur Verfolgung von Strafta-
ten oder Ordnungswidrig-

keiten,  

2. zur Abwehr von Gefahren 

für die öffentliche Sicher-

heit oder Ordnung oder  

(2) Die Auskunft darf nur er-

teilt werden, soweit eine in 
Absatz 3 genannte Stelle dies 

unter Angabe einer gesetzli-

chen Bestimmung, die ihr eine 

Erhebung der in Absatz 1 in 

Bezug genommenen Daten er-

laubt, in Textform im Einzelfall 

verlangt und dies zu einem der 

folgenden Zwecke erforderlich 

ist: 

1.  zur Verfolgung von Strafta-
ten oder Ordnungswidrig-

keiten, 

2. zur Abwehr von Gefahren 

für die öffentliche Sicher-

heit oder Ordnung oder 

(2) Die Auskunft darf nur er-

teilt werden nach Maßgabe 
der nachfolgenden Absätze 

und soweit die um die Aus-

kunft ersuchende Stelle dies 

im Einzelfall unter Angabe ei-

ner gesetzlichen Bestimmung 

verlangt, die ihr eine Erhebung 

der in Absatz 1 in Bezug ge-

nommenen Daten erlaubt. Das 

Auskunftsverlangen ist schrift-

lich oder elektronisch zu stel-
len. Bei Gefahr im Verzug darf 

die Auskunft auch erteilt wer-

den, wenn das Verlangen in 

anderer Form gestellt wird. In 

diesem Fall ist das Verlangen 
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öffentliche und nichtöffentli-

che Stellen dürfen Daten nach 

Absatz 1 nicht übermittelt wer-

den. Bei Gefahr im Verzug darf 

die Auskunft auch erteilt wer-

den, wenn das Verlangen in 

anderer Form gestellt wird. In 

diesem Fall ist das Verlangen 
unverzüglich nachträglich in 

Textform zu bestätigen. Die 

Verantwortung für die Zuläs-

sigkeit des Auskunftsverlan-

gens tragen die in Absatz 3 ge-

nannten Stellen. 

unverzüglich nachträglich 

schriftlich oder elektronisch zu 

bestätigen. Die Verantwortung 

für die Zulässigkeit der Aus-

kunft tragen die um Auskunft 

ersuchenden Stellen. 

3. für die Erfüllung der gesetz-

lichen Aufgaben der in Ab-

satz 3 Nummer 3 und 4 ge-

nannten Stellen. 

An andere öffentliche und 

nichtöffentliche Stellen dürfen 

Daten nach Absatz 1 nicht 

übermittelt werden. Bei Ge-
fahr im Verzug darf die Aus-

kunft auch erteilt werden, 

wenn das Verlangen nicht in 

Textform gestellt wird. In die-

sem Fall ist das Verlangen un-

verzüglich nachträglich in Text-

form zu bestätigen. Die Ver-

antwortung für die Zulässigkeit 

des Auskunftsverlangens tra-

gen die um Auskunft ersuchen-
den Stellen. 

3. für die Erfüllung der gesetz-

lichen Aufgaben der in Ab-

satz 3 Nummer 3 und 4 ge-

nannten Stellen. 

An andere öffentliche und 

nichtöffentliche Stellen dürfen 

Daten nach Absatz 1 nicht-

übermittelt werden. Bei Ge-
fahr im Verzug darf die Aus-

kunft auch erteilt werden, 

wenn das Verlangen nicht in 

Textform gestellt wird. In die-

sem Fall ist das Verlangen un-

verzüglich nachträglich in Text-

form zu bestätigen. Die Ver-

antwortung für die Zulässigkeit 

des Auskunftsverlangens tra-

gen die um Auskunft ersuchen-
den Stellen 

unverzüglich nachträglich 

schriftlich oder elektronisch zu 

bestätigen. Die Verantwortung 

für die Zulässigkeit der Aus-

kunft tragen die um Auskunft 

ersuchenden Stellen. 

(3) Stellen im Sinne des Absat-
zes 1 sind 

 

1. die für die Verfolgung von 

Straftaten oder Ordnungs-

widrigkeiten zuständigen 

Behörden; 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

(3) Die Auskunft nach Absatz 1 
Satz 1 darf nur erteilt werden 

 

1. an die für die Verfolgung 

von Straftaten und Ord-

nungswidrigkeiten zuständi-

gen Behörden, soweit zu-

reichende tatsächliche An-

haltspunkte für eine Straftat 

oder eine Ordnungswidrig-

keit vorliegen und die zu er-
hebenden Daten erforder-

lich sind, um den Sachver-

halt zu erforschen, den Auf-

enthaltsort eines 

(3) Stellen im Sinne des Absat-
zes 1 sind 

 

1. die für die Verfolgung von 

Straftaten oder Ordnungs-

widrigkeiten zuständigen 

Behörden; 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

(3) Stellen im Sinne des Absat-
zes 1 sind 

 

1. die für die Verfolgung von 

Straftaten oder Ordnungs-

widrigkeiten zuständigen 

Behörden; 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

(3) Die Auskunft nach Absatz 1 
Satz 1 darf nur erteilt werden 

an 

1. die für die Verfolgung von 

Straftaten und Ordnungs-

widrigkeiten zuständigen Be-

hörden, soweit zureichende 

tatsächliche Anhaltspunkte 

für eine Straftat oder Ord-

nungswidrigkeit vorliegen 

und die zu erhebenden Da-
ten erforderlich sind, um 

den Sachverhalt zu erfor-

schen, den Aufenthaltsort 

eines Beschuldigten zu er-

mitteln oder eine Strafe zu 
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2. die für die Abwehr von Ge-

fahren für die öffentliche 

Sicherheit oder Ordnung 

zuständigen Behörden; 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Beschuldigten zu ermitteln 

oder eine Strafe zu vollstre-

cken, 

2. an die für die Abwehr von 

Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit oder Ordnung zu-

ständigen Behörden, soweit 

dies im Einzelfall erforderlich 
ist, um  

a. eine Gefahr für die öf-

fentliche Sicherheit abzu-

wehren oder  

b. eine drohende Gefahr für 

ein Rechtsgut von erheb-

lichem Gewicht abzu-

wehren, wenn Tatsachen 

den Schluss auf ein we-

nigstens seiner Art nach 
konkretisiertes sowie 

zeitlich absehbares Ge-

schehen zulassen, an 

dem bestimmte Perso-

nen beteiligt sein wer-

den, oder 

c. eine drohende Gefahr für 

ein besonders gewichti-

ges Rechtsgut abzuweh-

ren, wenn das individu-
elle Verhalten einer Per-

son die konkrete Wahr-

scheinlichkeit begründet, 

dass sie in einem über-

sehbaren Zeitraum eine 

gegen ein solches 

 

 

 

2. die für die Abwehr von Ge-

fahren für die öffentliche 

Sicherheit oder Ordnung 

zuständigen Behörden; 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. die für die Abwehr von Ge-

fahren für die öffentliche Si-

cherheit oder Ordnung zu-

ständigen Behörden; 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

vollstrecken, 

 

 

2. die für die Abwehr von Ge-

fahren für die öffentliche Si-

cherheit oder Ordnung zu-

ständigen Behörden, soweit 

dies im Einzelfall erforderlich 
ist, um  

a. eine Gefahr für die öf-

fentliche Sicherheit abzu-

wehren oder  

b. eine drohende Gefahr für 

ein Rechtsgut von erheb-

lichem Gewicht abzu-

wehren, wenn Tatsachen 

den Schluss auf ein we-

nigstens seiner Art nach 
konkretisiertes sowie 

zeitlich absehbares Ge-

schehen zulassen, an 

dem bestimmte Perso-

nen beteiligt sein wer-

den, oder 

 

c. eine drohende Gefahr für 

ein besonders gewichti-

ges Rechtsgut abzuweh-
ren, wenn das individu-

elle Verhalten einer Per-

son die konkrete Wahr-

scheinlichkeit begründet, 

dass sie in einem über-

sehbaren Zeitraum eine 

gegen ein solches 
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Rechtsgut gerichtete 

Straftat begehen wird, 

oder  

d. um eine Straftat von er-

heblicher Bedeutung zu 

verhüten, sofern Tatsa-

chen die Annahme recht-

fertigen, dass eine Per-
son innerhalb eines über-

sehbaren Zeitraums auf 

eine ihrer Art nach kon-

kretisierten Weise als Tä-

ter oder Teilnehmer an 

der Begehung einer Tat 

beteiligt ist, oder 

e. um eine schwere Straftat 

im Sinne des § 100a Ab-

satz 35 der Strafprozess-
ordnung zu verhüten, so-

fern das individuelle Ver-

halten einer Person die 

konkrete Wahrscheinlich-

keit begründet, dass die 

Person innerhalb eines 

übersehbaren Zeitraums 

die Tat begehen wird, 

3. an das Bundeskriminalamt 

als Zentralstelle nach § 2 des 
Bundeskriminalamtgesetzes, 

 

a. sofern zureichende tat-

sächliche Anhaltspunkte 

für eine Straftat im Sinne 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

Rechtsgut gerichtete 

Straftat begehen wird, 

oder  

d. um eine Straftat von er-

heblicher Bedeutung zu 

verhüten, sofern Tatsa-

chen die Annahme recht-

fertigen, dass eine Per-
son innerhalb eines über-

sehbaren Zeitraums auf 

eine ihrer Art nach kon-

kretisierten Weise als Tä-

ter oder Teilnehmer an 

der Begehung einer Tat 

beteiligt ist, oder 

e. um eine schwere Straftat 

im Sinne von § 100a Ab-

satz 2 der Strafprozess-
ordnung zu verhüten, so-

fern das individuelle Ver-

halten einer Person die 

konkrete Wahrscheinlich-

keit begründet, dass die 

Person innerhalb eines 

übersehbaren Zeitraums 

die Tat begehen wird, 

3. das Bundeskriminalamt als 

Zentralstelle nach § 2 des 
Bundeskriminalamtgesetzes, 

sofern 

a. zureichende tatsächliche 

Anhaltspunkte für eine 

Straftat im Sinne des § 2 

 
5 Dies ist offensichtlich ein redaktioneller Fehler. In § 100a StPO werden die Straftaten in Absatz 2 aufgelistet.  
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des § 2 Absatz 1 des Bun-

deskriminalamtgesetzes 

vorliegen und die zu er-

hebenden Daten erfor-

derlich sind, 

aa) um die zuständige 

Strafverfolgungsbe-

hörde zu ermitteln 
oder  

bb) um ein Auskunftser-

suchen einer auslän-

dischen Strafverfol-

gungsbehörde im 

Rahmen des interna-

tionalen polizeili-

chen Dienstver-

kehrs, das nach 

Maßgabe der Vor-
schriften über die in-

ternationale Rechts-

hilfe in Strafsachen 

bearbeitet wird, zu 

erledigen, oder 

b. sofern die zu erhebenden 

Daten im Rahmen der 

Strafvollstreckung erfor-

derlich sind, um ein Aus-

kunftsersuchen einer 
ausländischen Strafver-

folgungsbehörde im Rah-

men des polizeilichen 

Dienstverkehrs, das nach 

Maßgabe der Vorschrif-

ten über die internatio-

nale Rechtshilfe in 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Absatz 1 des Bundeskri-

minalamtgesetzes vorlie-

gen und die zu erheben-

den Daten erforderlich 

sind, 

aa) um die zuständige 

Strafverfolgungsbe-

hörde zu ermitteln 
oder  

bb) um ein Auskunftser-

suchen einer auslän-

dischen Strafverfol-

gungsbehörde im 

Rahmen des interna-

tionalen polizeili-

chen Dienstver-

kehrs, das nach 

Maßgabe der Vor-
schriften über die in-

ternationale Rechts-

hilfe in Strafsachen 

bearbeitet wird, zu 

erledigen, oder 

b. die zu erhebenden Daten 

im Rahmen der Strafvoll-

streckung erforderlich 

sind, um ein Auskunftser-

suchen einer ausländi-
schen Strafverfolgungs-

behörde im Rahmen des 

polizeilichen Dienstver-

kehrs, das nach Maßgabe 

der Vorschriften über die 

internationale Rechts-

hilfe in Strafsachen 
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Strafsachen bearbeitet 

wird, zu erledigen oder, 

c. sofern die konkrete Ge-

fahr besteht, dass eine 

Person an der Begehung 

einer Straftat im Sinne 

des § 2 Absatz 1 des Bun-

deskriminalamtgesetzes 
beteiligt sein wird und 

die zu erhebenden Daten 

erforderlich sind,  

aa) um die für die Ver-

hütung der Straftat 

zuständige Polizei-

behörde zu ermit-

teln oder 

bb) um ein Auskunftser-

suchen einer auslän-
dischen Polizeibe-

hörde im Rahmen 

des polizeilichen 

Dienstverkehrs zur 

Verhütung der Straf-

tat zu erledigen oder  

d. sofern Tatsachen die An-

nahme rechtfertigen, 

dass eine Person inner-

halb eines übersehbaren 
Zeitraums auf eine zu-

mindest ihrer Art nach 

konkretisierte Weise an 

einer Straftat von erheb-

licher Bedeutung betei-

ligt sein wird und die zu 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

bearbeitet wird, zu erle-

digen, 

 

c. die konkrete Gefahr be-

steht, dass eine Person 

an der Begehung einer 

Straftat beteiligt sein 

wird und die zu erheben-
den Daten erforderlich 

sind,  

 

 

aa) um die für die Ver-

hütung der Straftat 

zuständige Polizei-

behörde zu ermit-

teln oder 

bb) um ein Auskunftser-
suchen einer auslän-

dischen Polizeibe-

hörde im Rahmen 

des polizeilichen 

Dienstverkehrs zur 

Verhütung der Straf-

tat zu erledigen oder  

d. Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass eine 

Person innerhalb eines 
übersehbaren Zeitraums 

auf eine zumindest ihrer 

Art nach konkretisierte 

Weise an einer Straftat 

von erheblicher Bedeu-

tung beteiligt sein wird 

und die zu erhebenden 
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erhebenden Daten erfor-

derlich sind,  

aa) um die für die Ver-

hütung der Straftat 

zuständige Polizei-

behörde zu ermit-

teln oder  

bb) um ein Auskunftser-
suchen einer auslän-

dischen Polizeibe-

hörde im Rahmen 

des polizeilichen 

Dienstverkehrs zur 

Verhütung der Straf-

tat zu erledigen oder  

e. sofern das individuelle 

Verhalten einer Person 

die konkrete Wahr-
scheinlichkeit begründet, 

dass sie innerhalb eines 

übersehbaren Zeitraums 

eine schwere Straftat 

nach § 100a Absatz 2 der 

Strafprozessordnung be-

gehen wird, und die zu 

erhebenden Daten erfor-

derlich sind  

aa) um die für die Ver-
hütung der Straftat 

zuständige Polizei-

behörde zu ermit-

teln oder 

bb) um ein Auskunftser-

suchen einer auslän-

dischen 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Daten erforderlich sind,  

 

aa) um die für die Ver-

hütung der Straftat 

zuständige Polizei-

behörde zu ermit-

teln oder  

bb) um ein Auskunftser-
suchen einer auslän-

dischen Polizeibe-

hörde im Rahmen 

des polizeilichen 

Dienstverkehrs zur 

Verhütung der Straf-

tat zu erledigen oder  

e. das individuelle Verhal-

ten einer Person die kon-

krete Wahrscheinlichkeit 
begründet, dass sie in-

nerhalb eines übersehba-

ren Zeitraums eine 

schwere Straftat nach § 

100a Absatz 2 der Straf-

prozessordnung begehen 

wird, und die zu erheben-

den Daten erforderlich 

sind  

aa) um die für die Ver-
hütung der Straftat 

zuständige Polizei-

behörde zu ermit-

teln oder 

bb) um ein Auskunftser-

suchen einer auslän-

dischen 
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Polizeibehörde im 

Rahmen des polizei-

lichen Dienstver-

kehrs zur Verhütung 

der Straftat zu erle-

digen.  

4. An das Zollkriminalamt als 

Zentralstelle nach § 3 des 
Zollfahndungsdienstgeset-

zes,  

a. sofern zureichende tat-

sächliche Anhaltspunkte 

für eine Straftat vorliegen 

und die zu erhebenden 

Daten erforderlich sind,  

 

aa) um die zuständige 

Strafverfolgungsbe-
hörde zu ermitteln 

oder  

bb) um ein Auskunftser-

suchen einer auslän-

dischen Strafverfol-

gungsbehörde im 

Rahmen des interna-

tionalen polizeili-

chen Dienstver-

kehrs, das nach 
Maßgabe der Vor-

schriften über die in-

ternationale Rechts-

hilfe in Strafsachen 

bearbeitet wird, 

auch im Rahmen der 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Polizeibehörde im 

Rahmen des polizei-

lichen Dienstver-

kehrs zur Verhütung 

der Straftat zu erle-

digen.  

4. das Zollkriminalamt als Zent-

ralstelle nach § 3 des Zoll-
fahndungsdienstgesetzes, 

sofern 

a. im Einzelfall zureichende 

tatsächliche Anhalts-

punkte für eine Straftat 

vorliegen und die zu er-

hebenden Daten erfor-

derlich sind,  

aa) um die zuständige 

Strafverfolgungsbe-
hörde zu ermitteln 

oder  

bb) um ein Auskunftser-

suchen einer auslän-

dischen Strafverfol-

gungsbehörde im 

Rahmen des interna-

tionalen polizeili-

chen Dienstver-

kehrs, das nach 
Maßgabe der Vor-

schriften über die in-

ternationale Rechts-

hilfe in Strafsachen 

bearbeitet wird, 

auch im Rahmen der 
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Strafvollstreckung, 

zu bearbeiten, oder  

b. sofern dies im Einzelfall 

erforderlich ist, um  

aa) eine Gefahr für die 

öffentliche Sicher-

heit abzuwehren 

 
bb) eine drohende Ge-

fahr für ein Rechts-

gut von erheblichem 

Gewicht abzuweh-

ren, wenn Tatsachen 

den Schluss auf ein 

wenigstens seiner 

Art nach konkreti-

siertes und zeitlich 

absehbares Gesche-
hen zulassen, an 

dem bestimmte Per-

sonen beteiligt sein 

werden, oder 

cc) eine drohende Ge-

fahr für ein beson-

ders gewichtiges 

Rechtsgut abzuweh-

ren, wenn das indivi-

duelle Verhalten ei-
ner Person die kon-

krete Wahrschein-

lichkeit begründet, 

dass die Gefährdung 

eines solchen 

Rechtsgutes in ei-

nem übersehbaren 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Strafvollstreckung, 

zu bearbeiten, oder  

b. dies im Einzelfall erfor-

derlich ist, um  

aa) eine Gefahr für die 

öffentliche Sicher-

heit abzuwehren 

oder  
bb) eine drohende Ge-

fahr für ein Rechts-

gut von erheblichem 

Gewicht abzuweh-

ren, wenn Tatsachen 

den Schluss auf ein 

wenigstens seiner 

Art nach konkreti-

siertes und zeitlich 

absehbares Gesche-
hen zulassen, an 

dem bestimmte Per-

sonen beteiligt sein 

werden, oder 

cc) eine drohende Ge-

fahr für ein beson-

ders gewichtiges 

Rechtsgut abzuweh-

ren, wenn das indivi-

duelle Verhalten ei-
ner Person die kon-

krete Wahrschein-

lichkeit begründet, 

dass die Gefährdung 

eines solchen 

Rechtsgutes in ei-

nem übersehbaren 
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Zeitraum eintreten 

wird, oder  

dd) ein Auskunftsersu-

chen einer ausländi-

schen Polizeibe-

hörde im Rahmen 

des polizeilichen 

Dienstverkehrs zur 
Verhütung einer 

Straftat zu erledigen, 

oder 

ee) eine Straftat von er-

heblicher Bedeutung 

zu verhüten, sofern 

Tatsachen die An-

nahme rechtferti-

gen, dass eine Per-

son innerhalb eines 
übersehbaren Zeit-

raums auf eine ihrer 

Art nach konkreti-

sierte Weise als Tä-

ter oder Teilnehmer 

an der Begehung der 

Tat beteiligt ist, oder 

ff) eine schwere Straf-

tat im Sinne von § 

100a Absatz 2 der 
Strafprozessordnung 

zu verhüten, sofern 

das individuelle Ver-

halten einer Person, 

die konkrete Wahr-

scheinlichkeit be-

gründet, dass die 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Zeitraum eintreten 

wird, oder  

dd) ein Auskunftsersu-

chen einer ausländi-

schen Polizeibe-

hörde im Rahmen 

des polizeilichen 

Dienstverkehrs zur 
Verhütung einer 

Straftat zu erledigen, 

oder 

ee) eine Straftat von er-

heblicher Bedeutung 

zu verhüten, sofern 

Tatsachen die An-

nahme rechtferti-

gen, dass eine Per-

son innerhalb eines 
übersehbaren Zeit-

raums auf eine ihrer 

Art nach konkreti-

sierte Weise als Tä-

ter oder Teilnehmer 

an der Begehung der 

Tat beteiligt ist, oder 

ff) eine schwere Straf-

tat im Sinne von § 

100a Absatz 2 der 
Strafprozessordnung 

zu verhüten, sofern 

das individuelle Ver-

halten einer Person, 

die konkrete Wahr-

scheinlichkeit be-

gründet, dass die 
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3. die Verfassungsschutzbe-

hörden des Bundes und der 

Länder, der Militärische Ab-

schirmdienst und der Bun-

desnachrichtendienst. 

Person innerhalb ei-

nes übersehbaren 

Zeitraums die Tat 

begehen wird. 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

5. an die Verfassungsschutzbe-

hörden des Bundes und der 

Länder, soweit dies aufgrund 

tatsächlicher Anhaltspunkte 

im Einzelfall erforderlich ist 

zur Aufklärung bestimmter 
Bestrebungen oder Tätigkei-

ten nach  

a. § 3 Absatz 1 des Bundes-

verfassungsschutzgeset-

zes oder  

b. einem zum Verfassungs-

schutz (§ 1 Absatz 1 des 

 

 

 

 

4. die Behörden der Zollver-

waltung und die nach Lan-

desrecht zuständigen Be-

hörden, soweit die Daten-
erhebung zur Wahrneh-

mung ihrer Prüfungsaufga-

ben nach § 2 Absatz 1 und 

3 des Schwarzarbeitsbe-

kämpfungsgesetzes und für 

die Verhütung und Verfol-

gung von damit zusammen-

hängenden Straftaten und 

Ordnungswidrigkeiten er-

forderlich ist. 
 

 

 

 

3. die Verfassungsschutzbe-

hörden des Bundes und der 

Länder, der Militärische Ab-

schirmdienst und der Bun-

desnachrichtendienst; 

 

 

 

 

 

4. die Behörden der Zollver-

waltung und die nach Lan-

desrecht zuständigen Be-

hörden, soweit die Daten-
erhebung zur Wahrneh-

mung ihrer Prüfungsaufga-

ben nach § 2 Absatz 1 und 

3 des Schwarzarbeitsbe-

kämpfungsgesetzes und für 

die Verhütung und Verfol-

gung von damit zusammen-

hängenden Straftaten und 

Ordnungswidrigkeiten er-

forderlich ist. 
 

 

 

 

3. die Verfassungsschutzbe-

hörden des Bundes und der 

Länder, der Militärische Ab-

schirmdienst und der Bun-

desnachrichtendienst; 

Person innerhalb ei-

nes übersehbaren 

Zeitraums die Tat 

begehen wird. 

5. die Behörden der Zollver-

waltung und die nach Lan-

desrecht zuständigen Behör-

den sofern im Einzelfall bei 
der Veröffentlichung von 

Angeboten oder Werbemaß-

nahmen ohne Angabe von 

Name und Anschrift tatsäch-

liche Anhaltspunkten für 

Schwarzarbeit oder illegale 

Beschäftigung nach § 1 des 

Schwarzarbeitsbekämp-

fungsgesetzes vorliegen und 

die zu erhebenden Daten zur 
Identifizierung des Auftrag-

gebers erforderlich sind, um 

Schwarzarbeit oder illegale 

Beschäftigung aufzudecken, 

6. die Verfassungsschutzbehör-

den des Bundes und der 

Länder, soweit dies aufgrund 

tatsächlicher Anhaltspunkte 

im Einzelfall zur Aufklärung 

bestimmter Bestrebungen 
oder Tätigkeiten nach  

a. § 3 Absatz 1 des Bundes-

verfassungsschutzgeset-

zes oder  

b. einem zum Verfassungs-

schutz (§ 1 Absatz 1 des 

Hier wurde die Reihenfolge der Auflistung geändert. Die  

Reihenfolge der rechten Spalte wurde als führend genutzt. 
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Bundesverfassungs-

schutzgesetzes) landes-

gesetzlich begründeten 

Beobachtungsauftrag der 

Landesbehörde, insbe-

sondere zum Schutz der 

verfassungsmäßigen Ord-

nung vor Bestrebungen 
und Tätigkeiten der Orga-

nisierten Kriminalität,  

 

6. an den Militärischen Ab-

schirmdienst, soweit dies 

aufgrund tatsächlicher An-

haltspunkte im Einzelfall zur 

Aufklärung bestimmter Be-

strebungen oder Tätigkeiten 

nach § 1 Absatz 1 des Geset-
zes über den militärischen 

Abschirmdienst oder zur Si-

cherung der Einsatzbereit-

schaft der Truppe oder zum 

Schutz der Angehörigen, der 

Dienststellen oder Einricht-

ungen des Geschäftsbe-

reichs des Bundesministeri-

ums der Verteidigung nach § 

14 Absatz 1 des Gesetzes 
über den militärischen Ab-

schirmdienst erforderlich ist,  

7. an den Bundesnachrichten-

dienst, soweit dies erforder-

lich ist  

a. zur politischen Unterrich-

tung der 

Bundesverfassungs-

schutzgesetzes) landes-

gesetzlich begründeten 

Beobachtungsauftrag der 

Landesbehörde, insbe-

sondere zum Schutz der 

verfassungsmäßigen Ord-

nung vor Bestrebungen 
und Tätigkeiten der Orga-

nisierten Kriminalität,  

erforderlich ist,  

7. den Militärischen Abschirm-

dienst, soweit dies aufgrund 

tatsächlicher Anhaltspunkte 

im Einzelfall zur Aufklärung 

bestimmter Bestrebungen 

oder Tätigkeiten nach § 1 

Absatz 1 des Gesetzes über 
den militärischen Abschirm-

dienst oder zur Sicherung 

der Einsatzbereitschaft der 

Truppe oder zum Schutz der 

Angehörigen, der Dienststel-

len und Einrichtungen des 

Geschäftsbereichs des Bun-

desministeriums der Vertei-

digung nach § 14 Absatz 1 

des Gesetzes über den mili-
tärischen Abschirmdienst er-

forderlich ist,  

8. den Bundesnachrichten-

dienst, soweit dies erforder-

lich ist  

a. zur politischen Unterrich-

tung der 
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Bundesregierung, wenn 

im Einzelfall tatsächliche 

Anhaltspunkte dafür vor-

liegen, dass durch die 

Auskunft Informationen 

über das Ausland gewon-

nen werden können, die 

von außen- und sicher-
heitspolitischer Bedeu-

tung für die Bundesre-

publik Deutschland sind 

und zu deren Aufklärung 

das Bundeskanzleramt 

den Bundesnachrichten-

dienst beauftragt hat 

oder 

b. zur Früherkennung von 

aus dem Ausland drohen-
den Gefahren von inter-

nationaler Bedeutung, 

wenn im Einzelfall tat-

sächliche Anhaltspunkte 

dafür vorliegen, dass 

durch die Auskunft Er-

kenntnisse gewonnen 

werden können mit Be-

zug zu den in § 4 Absatz 3 

Nummer 1 des Bundes-
nachrichtendienstgeset-

zes genannten Gefahren-

bereichen oder zum 

Schutz der in § 4 Absatz 3 

Nummer 2 und 3 des 

Bundesregierung, wenn 

im Einzelfall tatsächliche 

Anhaltspunkte dafür vor-

liegen, dass durch die 

Auskunft Informationen 

über das Ausland gewon-

nen werden können, die 

von außen- und sicher-
heitspolitischer Bedeu-

tung für die Bundesre-

publik Deutschland sind 

und zu deren Aufklärung 

das Bundeskanzleramt 

den Bundesnachrichten-

dienst beauftragt hat 

oder 

b. zur Früherkennung von 

aus dem Ausland drohen-
den Gefahren von inter-

nationaler Bedeutung, 

wenn im Einzelfall tat-

sächliche Anhaltspunkte 

dafür vorliegen, dass 

durch die Auskunft Er-

kenntnisse gewonnen 

werden können mit Be-

zug zu den in § 4 Absatz 3 

Nummer 1 des Bundes-
nachrichtendienstgeset-

zes genannten Gefahren-

bereichen oder zum 

Schutz der in § 4 Absatz 3 

Nummer 2 und 3 des 
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Bundesnachrichten-

dienstgesetzes genann-

ten Rechtsgüter. 

Bundesnachrichten-

dienstgesetzes genann-

ten Rechtsgüter. 

 (4) Die Auskunft nach Absatz 1 

Satz 2 darf nur unter den Vo-

raussetzungen des Absatzes 3 

und nur erteilt werden, wenn 

die Auskunft verlangende 

Stelle auch zur Nutzung der zu 

beauskunftenden Daten im 
Einzelfall berechtigt ist. Die 

Verantwortung für die Berech-

tigung zur Nutzung der zu 

beauskunftenden Daten tra-

gen die um Auskunft ersuchen-

den Stellen. 

   

 (5) Die Auskunft nach Absatz 1 

Satz 3 darf nur unter den Vo-

raussetzungen des Absatzes 3 

erteilt werden mit der Maß-

gabe, dass ein Auskunftsver-

langen  
1. nach Absatz 3 Nummer 1 

die Verfolgung einer Straf-

tat,  

2. nach Absatz 3 Nummer 2 

Buchstabe a oder Nummer 

4 Buchstabe b Doppelbuch-

stabe aa die Abwehr einer 

Gefahr für ein Rechtsgut 

von hervorgehobenem Ge-
wicht,  

3. nach Absatz 3 Nummer 2 

Buchstabe b und c und 

Nummer 4 Buchstabe b 

  (4) Die Auskunft nach Absatz 1 

Satz 3 darf nur unter den Vo-

raussetzungen des Absatzes 3 

erteilt werden mit der Maß-

gabe, dass ein Auskunftsver-

langen  
1. nach Absatz 3 Nummer 1 

die Verfolgung einer Straf-

tat, 

2. nach Absatz 3 Nummer 2 

Buchstabe a und Nummer 4 

Buchstabe b Doppelbuch-

stabe aa die Abwehr einer 

Gefahr für ein Rechtsgut 

von hervorgehobenem Ge-
wicht,  

3. nach Absatz 3 Nummer 2 

Buchstabe b und c und 

Nummer 4 Buchstabe b 
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Doppelbuchstabe bb und cc 

die Abwehr einer Gefahr 

für besonders gewichtige 

Rechtsgüter oder die Ver-

folgung einer schweren 

Straftat nach § 100a Absatz 

2 der Strafprozessordnung, 

4. nach Absatz 3 Nummer 3 
Buchstabe c und Nummer 4 

b Doppelbuchstabe dd die 

Verhütung einer Straftat 

von erheblicher Bedeutung 

oder  

5. nach Absatz 3 Nummer 3 

Buchstaben d und e und 

Nummer 4 Buchstabe b 

Doppelbuchstabe ee und ff 

zumindest die Verhütung 
einer schweren Straftat 

nach § 100a Absatz 2 der 

Strafprozessordnung.  

 

 

 

 

 

 

 
zum Gegenstand hat. Im Übri-

gen bleibt Absatz 3 unberührt. 

Doppelbuchstabe bb und cc 

die Abwehr einer Gefahr 

für besonders gewichtige 

Rechtsgüter oder die Ver-

folgung einer schweren 

Straftat nach § 100a Absatz 

2 der Strafprozessordnung, 

4. nach Absatz 3 Nummer 3 
Buchstabe c und Nummer 4 

Buchstabe b Doppelbuch-

stabe dd die Verhütung ei-

ner Straftat von erheblicher 

Bedeutung, 

5. nach Absatz 3 Nummer 3 

Buchstaben d und e und 

Nummer 4 Buchstabe b 

Doppelbuchstabe ee und ff 

zumindest die Verhütung 
einer schweren Straftat 

nach § 100a Absatz 2 der 

Strafprozessordnung und 

6. nach Absatz 3 Nummer 5 

die Verhütung einer Straf-

tat nach den §§ 10, 10a 

oder 11 des Schwarzar-

beitsbekämpfungsgesetzes 

oder § 266a des Strafge-

setzbuches  
zum Gegenstand hat. Im Übri-

gen bleibt Absatz 3 unberührt. 

(4) Derjenige, der geschäfts-

mäßig Telekommunikations-

dienste erbringt oder daran 

mitwirkt, hat die zu beauskunf-

tenden Daten unverzüglich 

(6) Derjenige, der geschäfts-

mäßig Telekommunikations-

dienste erbringt oder daran 

mitwirkt, hat die zu beauskunf-

tenden Daten unverzüglich 

(4) Derjenige, der geschäfts-

mäßig Telemediendienste er-

bringt, daran mitwirkt oder 

den Zugang zur Nutzung daran 

vermittelt, hat die zu 

(4) Derjenige, der geschäfts-

mäßig Telemediendienste er-

bringt, daran mitwirkt oder 

den Zugang zur Nutzung daran 

vermittelt, hat die zu 

(5) Derjenige, der geschäfts-

mäßig Telemediendienste er-

bringt, daran mitwirkt oder 

den Zugang zur Nutzung daran 

vermittelt, hat die zu 
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und vollständig zu übermitteln.  

 

 

 

Über das Auskunftsersuchen 

und die Auskunftserteilung ha-

ben die Verpflichteten gegen-

über den Betroffenen sowie 
Dritten Stillschweigen zu wah-

ren. 

und vollständig zu übermitteln.  

 

 

 

Über das Auskunftsersuchen 

und die Auskunftserteilung ha-

ben die Verpflichteten gegen-

über den Betroffenen sowie 
Dritten Stillschweigen zu wah-

ren. 

beauskunftenden Daten un-

verzüglich und vollständig zu 

übermitteln.  

 

Über das Auskunftsersuchen 

und die Auskunftserteilung ha-

ben die Verpflichteten gegen-

über den Betroffenen sowie 
Dritten Stillschweigen zu wah-

ren. 

beauskunftenden Daten un-

verzüglich und vollständig zu 

übermitteln.  

 

Über das Auskunftsersuchen 

und die Auskunftserteilung ha-

ben die Verpflichteten gegen-

über den Betroffenen sowie 
Dritten Stillschweigen zu wah-

ren. 

beauskunftenden Daten un-

verzüglich und vollständig zu 

übermitteln. Eine Verschlüsse-

lung der Daten bleibt unbe-

rührt. Über das Auskunftsersu-

chen und die Auskunftsertei-

lung haben die Verpflichteten 

gegenüber den Betroffenen 
sowie Dritten Stillschweigen zu 

wahren. 

(5) Wer geschäftsmäßig Tele-

kommunikationsdienste er-

bringt oder daran mitwirkt, hat 

die in seinem Verantwortungs-

bereich für die Auskunftsertei-

lung erforderlichen Vorkehrun-

gen auf seine Kosten zu tref-

fen. Wer mehr als 100 000 

Kunden hat, hat für die Entge-

gennahme der Auskunftsver-
langen sowie für die Erteilung 

der zugehörigen Auskünfte 

eine gesicherte elektronische 

Schnittstelle nach Maßgabe 

der Technischen Richtlinie 

nach § 110 Absatz 3 bereitzu-

halten, durch die auch die ge-

gen die Kenntnisnahme der 

Daten durch Unbefugte gesi-

cherte Übertragung gewähr-
leistet ist. Dabei ist dafür Sorge 

zu tragen, dass jedes Aus-

kunftsverlangen durch eine 

verantwortliche Fachkraft auf 

Einhaltung der in Absatz 2 

(7) Wer geschäftsmäßig Tele-

kommunikationsdienste er-

bringt oder daran mitwirkt, hat 

die in seinem Verantwortungs-

bereich für die Auskunftsertei-

lung erforderlichen Vorkehrun-

gen auf seine Kosten zu tref-

fen. Wer mehr als 100 000 

Kunden hat, hat für die Entge-

gennahme der Auskunftsver-
langen sowie für die Erteilung 

der zugehörigen Auskünfte 

eine gesicherte elektronische 

Schnittstelle nach Maßgabe 

der Technischen Richtlinie 

nach § 110 Absatz 3 bereitzu-

halten, durch die auch die ge-

gen die Kenntnisnahme der 

Daten durch Unbefugte gesi-

cherte Übertragung gewähr-
leistet ist. Dabei ist dafür Sorge 

zu tragen, dass jedes Aus-

kunftsverlangen durch eine 

verantwortliche Fachkraft auf 

Einhaltung der in Absatz 2 

(5) Wer geschäftsmäßig Tele-

mediendienste erbringt oder 

daran mitwirkt, hat die in sei-

nem Verantwortungsbereich 

für die Auskunftserteilung er-

forderlichen Vorkehrungen auf 

seine Kosten zu treffen.  

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Jedes Auskunftsverlangen ist 

durch eine verantwortliche 
Fachkraft auf Einhaltung der in 

Absatz 2 genannten formalen 

Voraussetzungen zu prüfen 

und die weitere Bearbeitung 

des Verlangens darf erst nach 

(5) Wer geschäftsmäßig Tele-

mediendienste erbringt oder 

daran mitwirkt, hat die in sei-

nem Verantwortungsbereich 

für die Auskunftserteilung er-

forderlichen Vorkehrungen auf 

seine Kosten zu treffen.  

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Jedes Auskunftsverlangen ist 

durch eine verantwortliche 
Fachkraft auf Einhaltung der in 

Absatz 2 genannten formalen 

Voraussetzungen zu prüfen 

und die weitere Bearbeitung 

des Verlangens darf erst nach 

(6) Wer geschäftsmäßig Tele-

mediendienste erbringt oder 

daran mitwirkt, hat die in sei-

nem Verantwortungsbereich 

für die Auskunftserteilung er-

forderlichen Vorkehrungen auf 

seine Kosten zu treffen.  

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Jedes Auskunftsverlangen ist 

durch eine verantwortliche 
Fachkraft auf Einhaltung der in 

Absatz 2 genannten formalen 

Voraussetzungen zu prüfen. 

Die weitere Bearbeitung des 

Auskunftsverlangens darf erst 
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genannten formalen Voraus-

setzungen geprüft und die wei-

tere Bearbeitung des Verlan-

gens erst nach einem positiven 

Prüfergebnis freigegeben wird. 

genannten formalen Voraus-

setzungen geprüft und die wei-

tere Bearbeitung des Verlan-

gens erst nach einem positiven 

Prüfergebnis freigegeben wird. 

einem positiven Prüfergebnis 

freigegeben werden. 

einem positiven Prüfergebnis-

freigegeben werden. 

nach einem positiven Prüfer-

gebnis freigegeben werden. 

./.  § 15b Auskunftsverfahren bei 
Passwörtern und anderen Zu-
gangsdaten 

§ 24 Auskunftsverfahren bei 
Passwörtern und anderen Zu-
gangsdaten 

§ 15b Auskunftsverfahren bei 
Passwörtern und anderen Zu-
gangsdaten  

./.  (1) Abweichend von § 15a darf 

derjenige, der geschäftsmäßig 

Telemediendienste erbringt, 

daran mitwirkt oder den Zu-
gang zur Nutzung daran ver-

mittelt, die nach § 14 Absatz 1 

erhobenen Passwörter und an-

dere Daten, mittels derer der 

Zugriff auf Endgeräte oder auf 

Speichereinrichtungen, die in 

diesen Endgeräten oder hier-

von räumlich getrennt einge-

setzt werden, geschützt wird, 

nach Maßgabe dieser Vor-
schrift zur Erfüllung von Aus-

kunftspflichten gegenüber den 

in Absatz 2 genannten Stellen 

verwenden. Für die Aus-

kunftserteilung sind sämtliche 

unternehmensinternen Daten-

quellen zu berücksichtigen. 

(1) Abweichend von § 23 darf 

derjenige, der geschäftsmäßig 

Telemediendienste erbringt, 

daran mitwirkt oder den Zu-
gang zur Nutzung daran ver-

mittelt, die erhobenen Pass-

wörter und andere Daten, mit-

tels derer der Zugriff auf End-

geräte oder auf Speicherein-

richtungen, die in diesen End-

geräten oder hiervon räumlich 

getrennt eingesetzt werden, 

geschützt wird, nach Maßgabe 

dieser Vorschrift zur Erfüllung 
von Auskunftspflichtengegen-

über den in Absatz 2 genann-

ten Stellen verwenden. Für die 

Auskunftserteilung sind sämtli-

che unternehmensinternen 

Datenquellen zu berücksichti-

gen. 

(1) Abweichend von § 15a darf 

derjenige, der geschäftsmäßig 

Telemediendienste erbringt, 

daran mitwirkt oder den Zu-
gang zur Nutzung daran ver-

mittelt, die nach § 14 Absatz 1 

erhobenen Passwörter oder 

andere Daten, mittels derer 

der Zugriff auf Endgeräte oder 

auf Speichereinrichtungen, die 

in diesen Endgeräten oder 

hiervon räumlich getrennt ein-

gesetzt werden, geschützt 

wird, nach Maßgabe dieser 
Vorschrift zur Erfüllung von 

Auskunftspflichten gegenüber 

den in Absatz 2 genannten 

Stellen verwenden. Für die 

Auskunftserteilung sind sämtli-

che unternehmensinternen 

Datenquellen zu berücksichti-

gen. 

./.  (2) Die Daten dürfen übermit-

telt werden: 

1. an eine zur Verfolgung von 
Straftaten zuständige Be-

hörde, soweit diese die 

(2) Die Daten dürfen übermit-

telt werden: 

1. an eine zur Verfolgung von 
Straftaten zuständige Be-

hörde, soweit diese die 

(2) Die Auskunft nach Absatz 1 

Satz 1 darf nur erteilt werden 

an 
1. zur Verfolgung von Strafta-

ten zuständige Behörden, 
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Übermittlung unter Beru-

fung auf eine gesetzliche 

Bestimmung, die ihr eine 

Erhebung der in Absatz 1 

genannten Daten zur Ver-

folgung besonders schwe-

rer Straftaten nach § 100b 

Absatz 2 der Strafprozess-
ordnung erlaubt, nach An-

ordnung durch ein Gericht 

verlangt, oder 

2. an eine für die Abwehr von 

Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit oder Ordnung 

zuständige Behörde, soweit 

diese die Übermittlung un-

ter Berufung auf eine ge-

setzliche Bestimmung, die 
ihr eine Erhebung der in 

Absatz 1 genannten Daten 

und zur Abwehr einer kon-

kreten Gefahr für Leib, Le-

ben oder Freiheit einer Per-

son oder für den Bestand 

des Bundes oder eines Lan-

des erlaubt, nach Anord-

nung durch ein Gericht ver-

langt. 
An andere öffentliche und 

nichtöffentliche Stellen dürfen 

Daten nach Absatz 1 nicht-

übermittelt werden. Die Ver-

antwortung für die Zulässigkeit 

des Auskunftsverlangens 

Übermittlung unter Beru-

fung auf eine gesetzliche 

Bestimmung, die ihr eine 

Erhebung der in Absatz 1 

genannten Daten zur Ver-

folgung besonders schwe-

rer Straftaten nach § 100b 

Absatz 2 der Strafprozess-
ordnung erlaubt, nach An-

ordnung durch ein Gericht 

verlangt, oder 

2.  an eine für die Abwehr von 

Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit oder Ordnung 

zuständige Behörde, soweit 

diese die Übermittlung un-

ter Berufung auf eine ge-

setzliche Bestimmung, die 
ihr eine Erhebung der in Ab-

satz 1 genannten Daten und 

zur Abwehreiner konkreten 

Gefahr für Leib, Leben oder 

Freiheit einer Person oder 

für den Bestand des Bundes 

oder eines Landes erlaubt, 

nach Anordnung durch ein 

Gericht verlangt. 

 
An andere öffentliche und 

nichtöffentliche Stellen dürfen 

Daten nach Absatz 1 nicht-

übermittelt werden. Die Ver-

antwortung für die Zulässigkeit 

des Auskunftsverlangens 

soweit diese die Übermitt-

lung unter Berufung auf eine 

gesetzliche Bestimmung, die 

ihnen eine Erhebung der in 

Absatz 1 genannten Daten 

zur Verfolgung besonders 

schwerer Straftaten nach § 

100b Absatz 2 der Strafpro-
zessordnung erlauben, nach 

Anordnung durch ein Ge-

richt verlangen, oder 

2. für die Abwehr von Gefah-

ren für die öffentliche Si-

cherheit oder Ordnung zu-

ständige Behörden, soweit 

diese die Übermittlung unter 

Berufung auf eine gesetzli-

che Bestimmung, die ihnen 
eine Erhebung der in Absatz 

1 genannten Daten zur Ab-

wehr einer konkreten Ge-

fahr für Leib, Leben oder 

Freiheit einer Person, für 

den Bestand des Bundes 

oder eines Landes erlauben, 

nach Anordnung durch ein 

Gericht verlangen. 

 
An andere öffentliche und 

nichtöffentliche Stellen dürfen 

Daten nach Absatz 1 nicht 

übermittelt werden. Die Ver-

antwortung für die Zulässigkeit 

der Auskunft tragen die um 

Auskunft ersuchenden Stellen. 
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tragen die um Auskunft ersu-

chenden Stellen. 

tragen die um Auskunft ersu-

chenden Stellen. 

./.  (3) Derjenige, der geschäfts-

mäßig Telemediendienste er-

bringt, daran mitwirkt oder 

den Zugang zur Nutzung daran 

vermittelt, hat die zu beaus-

kunftenden Daten unverzüg-

lich, vollständig und unverän-

dert zu übermitteln. Eine Ver-
schlüsselung der Daten bleibt 

unberührt. Über das Aus-

kunftsersuchen und die Aus-

kunftserteilung haben die Ver-

pflichteten gegenüber den Be-

troffenen sowie Dritten Still-

schweigen zu wahren. 

(3) Derjenige, der geschäfts-

mäßig Telemediendienste er-

bringt, daran mitwirkt oder 

den Zugang zur Nutzung daran 

vermittelt, hat die zu beaus-

kunftenden Daten unverzüg-

lich, vollständig und unverän-

dert zu übermitteln. Eine Ver-
schlüsselung der Daten bleibt 

unberührt. Über das Aus-

kunftsersuchen und die Aus-

kunftserteilung haben die Ver-

pflichteten gegenüber den Be-

troffenen sowie Dritten Still-

schweigen zu wahren. 

(3) Derjenige, der geschäfts-

mäßig Telemediendienste er-

bringt, daran mitwirkt oder 

den Zugang zur Nutzung daran 

vermittelt, hat die zu beaus-

kunftenden Daten unverzüg-

lich und vollständig zu über-

mitteln. Eine Verschlüsselung 
der Daten bleibt unberührt. 

Über das Auskunftsersuchen 

und die Auskunftserteilung ha-

ben die Verpflichteten gegen-

über den Betroffenen sowie 

Dritten Stillschweigen zu wah-

ren. 

./.  (4) Wer geschäftsmäßig Tele-

mediendienste erbringt oder 

daran mitwirkt, hat die in sei-

nem Verantwortungsbereich 

für die Auskunftserteilung er-
forderlichen Vorkehrungen auf 

seine Kosten zu treffen. Jedes 

Auskunftsverlangen ist durch 

eine verantwortliche Fachkraft 

auf Einhaltung der in Absatz 2 

genannten formalen Voraus-

setzungen zu prüfen und die 

weitere Bearbeitung des Ver-

langens darf erst nach einem 
positiven Prüfergebnis freige-

geben werden.“ 

(4) Wer geschäftsmäßig Tele-

mediendienste erbringt oder 

daran mitwirkt, hat die in sei-

nem Verantwortungsbereich 

für die Auskunftserteilung er-
forderlichen Vorkehrungen auf 

seine Kosten zu treffen. Jedes 

Auskunftsverlangen ist durch 

eine verantwortliche Fachkraft 

auf Einhaltung der in Absatz 2 

genannten formalen Voraus-

setzungen zu prüfen und die 

weitere Bearbeitung des Ver-

langens darf erst nach einem 
positiven Prüfergebnisfreige-

geben werden  

(4) Wer geschäftsmäßig Tele-

mediendienste erbringt oder 

daran mitwirkt, hat die in sei-

nem Verantwortungsbereich 

für die Auskunftserteilung er-
forderlichen Vorkehrungen auf 

seine Kosten zu treffen. Jedes 

Auskunftsverlangen ist durch 

eine verantwortliche Fachkraft 

auf Einhaltung der in Absatz 2 

genannten formalen Voraus-

setzungen zu prüfen. Die wei-

tere Bearbeitung des Aus-

kunftsverlangens darf erst 
nach einem positiven Prüfer-

gebnis freigegeben werden. 

 


